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Ich wünsche allen Lesern ein gesundes
neues Jahr 2013 und freue mich sehr, dass
Ihr nicht nur gut hineingekommen seid,
sondern auch darüber, dass Ihr bereits die
ersten Stunden des Jahres wieder dem Le-
sen unserer gewerkschaftlichen Zeilen
widmet.

Ein paar vorweihnachtliche Eindrücke
habe ich aber noch mit hinübergenom-
men. Dazu zählt bspw. das Gewusel im
Polizeipräsidium, das man LPD nennt.
Das im Gebäudeinneren Erlebte glich
einem zerstörten Ameisenhaufen. Die We-
ge einer scheinbar ganzen Armee von Hy-
peraktivisten kreuzten sich beim Schlep-
pen schwerer Umzugskisten und beim
Ausweichen im Begegnungsverkehr zwi-
schen Direktionsangehörigen und den Ar-
beitern von Fremdfirmen.

Eine knappe Stunde später nahm ich
einen Termin in der Polizeiabteilung des
Thüringer Innenministeriums war. Dort
war gerade ein Kollege von einem Außen-
termin zurückgekehrt, der Lebkuchen
mitgebracht hatte und die anheimelnde
Stimmung lud zum Nüsseknacken und
Apfelsinenschälen ein. Im Ministerium
hat man jetzt mehr Zeit für das Wesentli-
che. Die Kartons mit den untoten Vorgän-
gen und dem Scheine nach antagonis-
tischen Reformpapieren hatte man noch

vor dem Weih-
nachtsfeste dem
Präsidenten über-
geben.

Er soll jetzt fer-
tigstellen, wozu
man anderenorts
über Jahrzehnte
nicht zu erledigen
imstande war. Ver-
mutlich sind die
Kisten bei Dunkel-
heit in der LPD
abgestellt worden
oder aber, es ist am
Ende eines Termins
bei Herrn Bischler
auf die zurückge-
lassenen Kleinig-
keiten aufmerksam-
gemacht worden.

Vielleicht mit den Worten: „Dazu müssten
sie mal eben was erarbeiten!“. Es sind ja
nur ein paar Kleinigkeiten, wie das niedli-
che Gesundheitsmanagement, das Errei-
chen von vorgegebenen Bundesstandards
bei der Bereitschaftspolizei, die „richtige“
Eingruppierung der Tarifbeschäftigten,
der Dienstsport, na ja, und neben den
„Kleinigkeiten“, die von der Reform noch
zu richten übrig sind, auch noch so dies
und das.

Gerade einmal zwei Hände voll Perso-
nalmitarbeiter sollen jetzt die Aufgaben
für das gesamte Land übernehmen. Mit
nahezu dem gleichen Personal erledigte
man zuvor die Aufgaben für nur eine PD.
Wahrscheinlich wäre die Arbeit nicht ein-
mal zu schaffen, wenn man aus dem gan-
zen Land nur die Allerbesten zusammen-
geführt hätte. Wir haben aber auch die
Anderen. Unser Präsident wollte sich in
seiner aktiven Dienstzeit noch mal einer
neuen Herausforderung stellen. Die
Handwerkszeuge, die man ihm aber dafür
zur Verfügung stellt, reichen allenfalls für
das nackte Überleben. Für Gestaltung gibt
es da keine Chance! Und jetzt kommt der
Moment, wo die Kuh Wasser lässt. Ge-
nauso, wie man sich in den LPI’en fragt,
wie die Arbeit vor Ort nach dem Fortgang
der Mitarbeiter überhaupt noch zu schaf-

fen ist, setzt man in der LPD die ganze
Hoffnung auf das Eintreffen jener Beam-
ten, die sich mit Rettungsbooten nicht
schon ganz vom Mutterschiff „Polizei“
abgesetzt haben. Wir werden den Präsi-
denten mit gewerkschaftlichen Mitteln
helfen müssen, wenn er die Lust an
Thüringen nicht schon bald verlieren soll!

Dass der Staat mit Geld nicht umgehen
kann, erlebt man vielerorts und das wurde
jetzt neu belegt durch den Einbau von Pa-
nikschlössern an den Türen eines Polizei-
gebäudes, welche seit 1954 niemals abge-
schlossen waren. Für den Fall, dass sie
nun aber doch einmal abgeschlossen wür-
den, investieren wir gleich einmal ein paar
Tausend Euro, obwohl der Verkauf und
Abriss des Gebäudes längst beschlossen
ist. Das hervorragende Nebeneinander-
herarbeiten von innenministeriellen Amts-
waltern und der Geldvernichtungsanlage
des Thüringer Liegenschaftsmanagements
macht es möglich, dass für dieses Kalen-
derjahr noch einmal 48 000 € eingestellt
sind, um dort auch noch die Toiletten zu
sanieren. Wir bekommen es bestimmt lo-
cker hin, dass die vor dem Abriss mit der
Sanierung fertig sind!

Ich werde oft gefragt, was die Polizei-
führung eigentlich mit unseren Artikeln
macht oder, ob es allein beim Unterhal-
tungswert dieser Zeilen bleibt. Neben dem
so bezeichneten „Zentralorgan“ PIT ist
unsere, vom Abgeordneten Wolfgang
Fiedler oft so bezeichnete, „Kampfpostil-
le“ für die Polizeiverantwortlichen zu-
meist die einzige Quelle, um an das Wissen
über die raue Wirklichkeit des polizeili-
chen Alltags heranzukommen. Ich habe
schon mehrere Ausgaben mit grünen An-
fragen und Aufgabenstellungen aus dem
Ministerbüro gesehen und ich wurde des-
halb vor dem Redaktionsschluss von der
Abteilungsführung nicht selten gefragt,
auf was man sich in der nächsten Ausgabe
einstellen müsse oder auch, ob man das
noch stoppen kann? Auch aus dem Land-
tag gibt es regelmäßig Anfragen, warum
man in den dortigen Auslagen kein Exem-
plar mehr erhaschen kann. Leider ohne

„Sie haben keine Chance – nutzen Sie sie!“
Von Marko Grosa, Landesvorsitzender der GdP Thüringen
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Am 1. Dezember 2012 hat die
neue Gewerkschaftssekretärin des
GdP-Landesbezirks Thüringen ihre
Tätigkeit aufgenommen. Kerstin
Rothe löst Monika Pape ab, die
nach fast vierjähriger Tätigkeit wie-
der in ihren Beruf als Verwaltungs-
beamtin zurückkehrt.

Kerstin Rothe war bisher als Tarifbe-
schäftigte in der Thüringer Polizei und im
Innenministerium tätig. Sie arbeitete un-
ter anderem in der Polizeiinspektion
Eisenach, in den Polizeidirektionen
Gotha und Erfurt und im Innenministe-
rium im Ministerbüro. Sie kennt also die
Thüringer Polizei in- und auswendig. Ge-
werkschaftlich ist Kerstin Rothe seit
vielen Jahren besonders in der Frauen-
gruppe aktiv. Mehrere Wahlperioden
war sie stellvertretende Vorsitzende der
Landesfrauengruppe.

Im Herbst hatte sie sich für die Tätig-
keit als Gewerkschaftssekretärin bewor-
ben und sich gegen mehrere Bewerber
durchgesetzt.

Sie übernimmt ein großes Aufgaben-
gebiet. Neben der eigentlichen Ge-
schäftsstellenarbeit obliegt ihr insbeson-
dere die Organisation der Gewerk-
schaftsarbeit, die Koordinierung von
Terminen und die Pflege gewerkschaftli-
cher Kontakte zu anderen Gewerkschaf-

ten, zur Politik und zu Vereinen, Organi-
sationen, Verbänden etc. „Ich freue mich
sehr auf die neuen Aufgaben. Ich habe
bereits auch eine ganze Reihe konkreter
Vorstellungen, was sich in der Arbeit der
Geschäftsstelle ändern soll, ich muss je-
doch noch prüfen, ob sich meine Vorstel-
lungen auch umsetzen lassen“, verriet
Kerstin Rothe der Redaktion.

In ihren alten Beruf zurückgekehrt ist
Monika Pape, die 2009 die Leitung der
Geschäftsstelle übernommen hatte. „Die
Gründung der Landespolizeidirektion
hat mir eine neue berufliche Herausfor-
derung geboten, der ich mich gerne stel-
len will.

Ich bin froh darüber, dass mir die Poli-
zeiführung und der GdP-Landesvorstand
diese Chance ermöglicht haben. Ich gehe
aber auch mit einem weinenden Auge,
weil mir die Arbeit in der Geschäftsstelle
wirklich Spaß gemacht hat“, sagte Moni
zum Abschied.

Landesvorsitzender Marko Grosa
dankte Monika Pape mit einem Präsent
des Landesvorstandes für die Arbeit der
letzten vier Jahre. Sie bleibt der GdP aber
als stellvertretende Redakteurin und als
Mitglied des Vorstandes der Kreisgruppe
LPD/TIM erhalten. Zugleich begrüßte er
Kerstin Rothe in der Geschäftsstelle und
wünschte ihr für ihre zukünftige Tätig-
keit viel Erfolg. Dem schließt sich die Re-
daktion an.
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davon einen wirtschaftlichen Gewinn zu
bekommen, sagt man da schon auch gern
mal mit Stolz: „Vergriffen!“

Nach viel zurückgelassenem Elend
wollen wir gewerkschaftlich aber vor
allem nach vorne schauen und wir dürfen
uns auch mal wieder über positive Ereig-
nisse freuen. Neben den gewonnenen Be-
zirkspersonalratswahlen und den zu unse-
ren Gunsten klaren Kräfteverhältnissen
stehen wir auch noch vor einer Kooperati-
onsvereinbarung mit der DPolG. Dem
Bild ist zwar zu entnehmen, dass die Kon-
turen unseres Partners noch nicht ganz
klar sind, aber wir werden uns in den kom-
menden Tagen über all unsere Themen
und Gemeinsamkeiten verständigen. Sehr
wahrscheinlich wird es gar nicht viel ge-
ben, bei dem sich unsere Ziele voneinan-
der unterscheiden. Positiv ist auch, dass
wir in unserer Geschäftsstelle wieder eine
Gewerkschaftssekretärin haben, die wir
aus dem Vorzimmer des Innenministers
abwerben konnten. Wenn ich dem Minis-
ter gegenüber für die unkomplizierte Ab-
wicklung nicht so zu Dank verpflichtet
wäre, hätte ich bestimmt gesagt: „Sehen
Sie, das kommt davon, weil man in der
Thüringer Polizei für die Tarifbeschäftig-
ten zu wenig tut!“

Euer Landesvorsitzender

Herzlich willkommen! Vielen Dank! Fotos: GS
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Unser Dirk Müller, stellvertreten-
der Vorsitzender der Jungen Grup-
pe, hat sich vor kurzem entschie-
den, die Junge Gruppe Thüringen zu
verlassen, es ist aber ein glückli-
cher Abschied.

Aber zurück zum Anfang. Ich kann
mich noch sehr genau erinnern, als wäre
es gar nicht so lange her, als unser Dirk
mir das erste Mal über den Weg lief und
seine Interesse an der Gewerkschaftsar-
beit zeigte. Es dauerte nicht lange und die
GdP wurde ein großer Teil seines Le-
bens. An vielen Fronten kämpfte und er-
kämpfte er für die Mitglieder Vorteile
und sprach die Probleme an.

Nun sind wir im verflixten siebten Jahr
unserer Zusammenarbeit und wir schrei-
ben Dezember 2012. Dirk Müller geht
seinen eigenen Weg ohne Thüringen,
aber es ist ein glücklicher und guter Weg,
weil seine Wünsche und Vorstellungen in
Erfüllung gegangen sind. Dirk hat mit
seinem Tausch in das Bundesland Sach-
sen seinen nächsten Lebensabschnitt be-
gonnen und ist zu seinen Wurzeln in seine
Heimat Sachsen zurückgekehrt.

Als stellvertretender Vorsitzender der
Jungen Gruppe verlässt damit ein wichti-
ges Teil die Junge Gruppe und wird doch
im Herzen immer bei uns sein. Es soll hier
nicht verschwiegen werden, dass Dirk auf
Grund seines „Alters“ der Jungen-Grup-
pe-Arbeit in einer Funktion demnächst
entwachsen wäre. Nichtsdestotrotz ver-
lässt er uns und hinterlässt eine Lücke,
die es gilt zeitnah zu schließen.

Die wichtige Schnittstelle zum Bun-
desjugendvorstand hat Dirk die letzten
Jahre gelebt und Thüringen in allen Be-
langen vertreten, die Arbeit in und um
Erfurt und den Aufbau der jungen
GdP’ler vorangetrieben. Zudem nahm
sich Dirk immer die Zeit für unsere jun-
gen Wilden und unterstützte die Mitglie-
derwerbung. Eigentlich kämpfte er wie
viele an vielen Fronten und dieses bis
zum heutigen Tage in Thüringen. Ideen
wurden eingebracht und umgesetzt, das
Team Junge Gruppe gestärkt und belebt.
Für alles dieses sei nun ihm hiermit ein
großes „DANKE“ gesagt.

Die Abschiedsworte in seinem Schrei-
ben seien hier zitiert und stehen für unse-
re Arbeit der Gewerkschaft und der Jun-
gen Gruppe in Thüringen: „Ich möchte
dem Landesbezirk Thüringen für seine

langjährige Unter-
stützung meiner
Person und für sei-
ne geleistete Ar-
beit danken. Ich
habe mich sehr gut
vertreten gefühlt
und drücke dem
Landesbezirk Thü-
ringen für den
Kampf um die ge-
rechtem Sache stets
die Daumen. Ich
wünsche meinen
Mitstreitern der
Jungen Gruppe
viel Erfolg im wei-
teren Kampf gegen
die Ungerechtig-
keiten des Arbeitsalltags und dem Orga-
nisieren von unvergesslichen Feierlich-
keiten. Da ich aber nicht aus der Welt
sein werde, hoffe ich auf eine weitere ge-
meinsame länderübergreifende Zusam-
menarbeit.“

Wir als Junge Gruppe und vor allem
der Vorstand wünschen Dir, lieber Dirk,
im Berufs- und im Alltagsleben, das alle

Deine Wünsche in Erfüllung gehen, das
Freunde Freunde bleiben und die Ge-
werkschaft der GdP ein treuer und positi-
ver Begleiter in Deinem Leben sein wird.
Wir werden auch weiter treu nach dem
Motto handeln „Wir sehen uns immer
zweimal im Leben!“

Deine Junge Gruppe Thüringen

Ein Teil von uns geht – alles gut Dirk!

LANDESJOURNALThüringen

JUNGE GRUPPE

Datum Uhrzeit Veranstaltungsortort Art der Veranstaltung
09.01.2013 15.00 Ort wird noch bekannt gegeben Karpfenessen
28.01.2013 14.30 Gorndorf Bowling
19.02.2013 15.00 Ort offen Stammtisch Maxhütte
11.03.2013 14.30 Gorndorf Bowling
10.04.2013 15.00 Ort wird noch bekannt gegeben Kräuterwanderung
22.04.2013 14.30 Gorndorf Bowling
15.05.2013 15.00 Eyba Stammtisch (Thema offen)
03.06.2012 14.30 Gorndorf Bowling
12.06.2013 07.00 Saalfeld Busexkursion Dresden
03.07.2013 09.00 Limbach Rennsteigwanderung
15.07.2013 14.30 Gorndorf Bowling
31.07.2013 15.00 Kamsdorf Pokalschießen
14.08.2013 15.00 Hohenwarthe Sportfest
26.08.2013 14.30 Gorndorf Bowling
04.09.2013 11.00 Uhlstädt Floßfahrt
18.09.2013 09.00 Ort wird noch bekanntgegeben Pilzwanderung
07.10.2013 14.30 Gorndorf Bowling
23.10.2013 15.00 Ort wird noch bekannt gegeben Ritteressen
06.11.2013 15.00 Eyba Stammtisch (Thema offen)
18.11.2013 14.30 Gorndorf Bowling
27.11.2013 15.00 Eyba Jahresabschluß
16.12.2013 14.30 Gorndorf Bowling

Veranstaltungsplan 2013 der SG Saalfeld

Dirk Müller (re.) im Kreise seiner Kollegen. Foto: JG
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Am 27. November 2012 hat der
Thüringer Finanzminister Dr. Wolf-
gang Voß (CDU) den ersten Thürin-
ger Pensionsbericht vorgestellt.
Der Thüringer Landtag hatte die
Landesregierung 2011 beauftragt,
in jeder Legislaturperiode einen sol-
chen Bericht vorzulegen. Die Zah-
len sind für Insider keine Überra-
schung, werden von den Medien
aber fast schon als Bedrohung für
die Existenz des Freistaates darge-
stellt. Dabei sind die zu erwarten-
den Versorgungslasten nur ein Be-
weis für ein gigantisches Versagen
der Politik.

1990 wurde auch in Thüringen eine
breite Diskussion darüber geführt, ob
und in welchem Umfang im Beitrittsge-
biet das Berufsbeamtentum installiert
werden sollte. Die Herstellung der deut-
schen Einheit wäre ein guter Anlass ge-
wesen, den öffentlichen Dienst in
Deutschland zu reformieren. Diese
Chance wurde in der Einigungseuphorie
leichtfertig vertan. Es soll dabei aller-
dings auch nicht verschwiegen werden,
dass die Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes in den Unsicherheiten der Wen-
dezeit die Sicherheit des Beamtenstatus
hoch geschätzt haben und Gewerkschaf-
ten nicht mal daran denken, sich gegen
die Einführung des Berufsbeamtentums
auszusprechen, ohne dass ihnen die Mit-
glieder scharenweise davongelaufen wä-
ren.

Das Thema Versorgungslasten ist aber
nicht neu und war auch in der Wendezeit
schon bekannt. Für die jungen Bundes-
länder hätte sehr wohl die Möglichkeit
bestanden, für die künftigen Versor-
gungsfälle vorzusorgen. Die Begriffe
Nachhaltigkeit, Folgenabschätzung oder
Risikoabschätzung von Politik gibt es
nicht erst seit gestern. Einzige Maßnah-
me war jedoch die Anhebung der not-
wendigen Zahl der Versorgungsjahre für
die Höchstversorgung von 35 auf 40 Jah-
re.

Spätestens Mitte der 90er Jahre konn-
te niemand mehr sagen, das Problem
künftiger Versorgungslasten der Beam-
ten sei ihm nicht bekannt. 1996/97 lief das
Gesetzgebungsverfahren für die Novel-
lierung des damals noch bundeseinheitli-

chen Versorgungsgesetzes. In diesem Zu-
sammenhang wurde erstmals öffentlich
wahrgenommen, dass die Verbeamtungs-
wellen der 70er Jahre in den alten Län-
dern nach 2010 verstärkt zu Versorgungs-
lasten führen würden. Auf dieses Versor-
gungsreformgesetz 1998 gehen alle we-
sentlichen Eingriffe in die Beamtenver-
sorgung zurück bzw. wurden dann in Fol-
gegesetzen noch drastischer ausgelegt.
Als wesentliche Eingriffe sind zu nennen,
die Reduzierung der Höchstversorgung
von 75 auf 71,75%, die Reduzierung der
Besoldung um jeweils 0,2% der Besol-
dungserhöhung und die damit verbunde-
ne Bildung von Pensionsfonds, die Ein-
schränkung der Anerkennung von Zei-
ten außerhalb des Beamtenverhältnisses

auf die ruhegehaltfähigen Dienstzeiten,
die Aufhebung der Ruhegehaltfähigkeit
von Zulagen, z. B. der Polizeizulage bzw.
jüngst die Anhebung des Pensionsalters
von 65 auf 67 bis zum Jahr 2023. Alle
Maßnahmen, die in den letzten 20 Jahren
zur Reduzierung der Versorgungslasten
ergriffen wurden, haben bundesweit zu-
sammengenommen einen Gegenwert ei-
nes zweistelligen Milliardenbetrages.

Das alles reicht aber nicht aus, um das
Problem wirklich in den Griff zu bekom-
men. Thüringen hat sich dafür entschie-
den, viele Beamte zu ernennen. Die meis-
ten Betroffenen waren zum Zeitpunkt
der Berufung nicht mehr in einem Alter,
in dem man üblicherweise Beamter wird.
Polizeibeamte wurden bis zur Voll-
endung des 50. Lebensjahres noch ins Be-
amtenverhältnis berufen. Aufbauhelfer,
lebensältere und erfahrene Beamte aus
den alten Ländern wurden in den Lan-
desdienst übernommen. Es war in diesen

Fällen also klar, dass relativ schnell auch
Versorgungsausgaben entstehen würden.
Trotzdem wurden die gegenüber einem
vergleichbaren Tarifbeschäftigten einge-
sparten Sozialbeiträge nicht zur Bildung
von Rücklagen verwendet, sondern an
anderer Stelle ausgegeben. Zusätzlich
wurde ein Schuldenberg von mehr als 15
Milliarden Euro angehäuft.

Es gibt bisher nur ein einziges Bundes-
land, das neben der Schadensbegrenzung
für vorhandene Beamte bei neu einge-
stellten Beamten von Anfang an Versor-
gungsrücklagen bildet. Alle anderen
Bundesländer arbeiten nach Kassenlage.
Niedersachsen hat seinen Pensionsfonds
wieder aufgelöst und zur Sanierung des
Landeshaushaltes eingesetzt. Thüringen
hat die Einzahlungen in den Pensions-
fonds reduziert. Eine kurzsichtigere
Haushaltspolitik ist kaum vorstellbar.

Am Ende müssen Beamte nicht nur
mit immer weniger Haushaltsstellen und
sich ständig reduzierenden Versorgungs-
ansprüchen klarkommen. Sie werden
zum Dank dafür, dass sie die Funktion
des Staatswesens in der Bundesrepublik,
den Ländern und Kommunen ge-
währleisten, auch noch als Bedrohung für
den Staat hingestellt, die mit ihren Privi-
legien den Staat ruinieren. Vergessen
wird dabei allzu gern die Doppelfunktion
der Beamtenversorgung. Tarifbeschäf-
tigte im öffentlichen Dienst bekommen
neben ihrer Rente eine Zusatzversor-
gung, die zum Teil aus öffentlichen Mit-
teln finanziert werden. Weit mehr als die
Hälfte der Arbeiter und Angestellten in
der Bundesrepublik haben Anspruch auf
eine Betriebsrente, die zusätzlich zur ge-
setzlichen Altersrente gezahlt wird. Die
GdP hat sich auch immer gegen die mas-
sive Absenkung des Rentenniveaus aus-
gesprochen.

Die GdP fordert deshalb erneut die
Versachlichung der Diskussion. Die Be-
amten sind an der Situation nicht schuld.
Der Dienstherr hat seinen Beamten in
voller Kenntnis der Sachlage das Beam-
tenverhältnis angeboten. Es ist deshalb
nicht redlich, nachdem die Beamten ihre
Arbeitskraft ein Leben lang voll in den
Dienst des Dienstherrn gestellt haben,
mit ihnen um die Höhe ihrer Pension feil-
schen zu wollen. Leistung und Gegenleis-
tung müssen sich die Waage halten. Ge-
schieht dies nicht, führt der Staat das Be-
rufsbeamtentum selbst ad absurdum.

Gigantisches Versagen der Politik
Von Edgar Große, stellv. Landesvorsitzender der GdP Thüringen
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Auf Bitten des Thüringer Land-
tages hat die Landesregierung den
ersten Thüringer Pensionsbericht
erstellt und der Öffentlichkeit die
wesentlichen Ergebnisse mitgeteilt.
Der Pensionsbericht wurde auch den
Spitzenorganisationen der Berufs-
vertretungen zugeleitet. Finanzmi-
nister Dr. Wolfgang Voß hat die
Vorstellung des Berichtes wegen
der finanziellen Auswirkungen mit
der Forderung nach moderaten
Besoldungserhöhungen verbunden.

In dem Bericht heißt es:
Auf den Freistaat Thüringen kommt in

den nächsten Jahren ein deutlicher An-
stieg der Ausgaben für die Versorgung der
Beamten und Richter (Beamtenversor-
gung) zu, da in näherer Zukunft Beamte
und Richter in größerer Zahl in den Ruhe-
stand eintreten werden. Die Beamtenver-

sorgung wird direkt aus dem Landeshaus-
halt getragen. Es ist deshalb ein Gebot ei-
ner nachhaltigen Finanzpolitik, einen
Überblick über die zu erwartenden Aus-
gaben zu erhalten. Dabei sollte der vorge-
sehene Prognosezeitraum von 20 Jahren
wegen der derzeit nicht vorhersehbaren
künftigen Entwicklungen gesellschaftli-
cher, demographischer und medizinischer
Art für die Planung und Durchführung
politischer und rechtlicher Maßnahmen
jedoch nicht überschritten werden.

Die voraussichtliche Entwicklung der
Versorgungsempfänger ist in Tabelle 1
dargestellt. Die Entwicklung der prozen-
tualen Anpassung der Besoldungs- und
Versorgungsbezüge ist der am wenigsten
vorhersehbare und am meisten beeinfluss-
bare Faktor für die Entwicklung der Ver-
sorgungsausgaben. Hier werden verschie-
dene Varianten berechnet:

Variante 1 = 0,8% bzw. 1,0%
Variante 2 = 1,41% bzw. 1,61%
Variante 3 = 1,8% bzw. 2,0%

Bei den Varianten 1 und 3
handelt es sich um Annahmen.
Die Variante 2 ist der Durch-
schnittswert der Bezügeanpas-
sung der letzten zehn Jahre. In
allen drei Varianten wurde ge-
mäß § 64 Abs. 3 ThürBesG bis
zum Jahr 2017 eine um 0,2 v. H.
niedrigere Anpassung als in den
Folgejahren gewählt. Für die
Berechnungen wurden die jähr-
lichen Anpassungen jeweils zum 1. Januar
eines Jahres unterstellt.

Für den Bericht wurden eine Reihe von
Annahmen bezüglich der ruhegehaltfähi-
gen Bezüge und Dienstzeiten, des Versor-
gungsabschlages, der vorübergehenden
Erhöhung des Ruhegehaltsatzes, der Min-
destversorgung und des Ausgleichs beson-
derer Altersgrenzen gemacht. Unter Be-
rücksichtigung dieser Annahmen kom-

men auf den Freistaat Pensions-
ausgaben zwischen 89,8 Mio.
Euro im Jahre 2012 und im Mit-
tel rund 730 Mio. Euro im Jahre
2032 zu (Tabelle 2 und 3). Je
weiter die Prognosen in die Zu-
kunft reichen, desto unsicherer
werden sie.

Dabei bleiben die grundsätz-
lich ab dem Jahr 2014 mögli-
chen Entnahmen aus dem Thü-
ringer Pensionsfonds zur Ent-
lastung der laufenden Versor-
gungskosten unberücksichtigt,
da über die Verwendung der

Mittel des Pensionsfonds nach § 5 des
Thüringer Pensionsfonds-
gesetzes nur durch Gesetz
entschieden werden kann
und deshalb gegenwärtig
keine seriöse Prognose
möglich ist. Ungeachtet
dessen wird der Thüringer
Pensionsfonds mit seinem
begrenzten Volumen kei-
nen substantiellen Beitrag
zur Entlastung bei den
künftigen Versorgungskos-
ten leisten können.

Die Entwicklung der
Versorgungskosten ist
strukturell bedingt und
wird sowohl von der Ver-
beamtungspolitik in der
Vergangenheit als auch
durch die Entscheidungen

zur Verbeamtung für die Zukunft beein-
flusst. Sie ist im Hinblick auf die Verbeam-
tungen in der Vergangenheit grundsätz-
lich nicht abänderbar.

Beeinflussbar im Rahmen der gesetz-
lichen Vorgaben im Besoldungs- und Ver-
sorgungsrecht ist die zukünftige Entwick-
lung der Versorgungskosten durch die
Höhe der Bezügeanpassungen, wie sich
aus den Vergleichsberechnungen mit den
verschiedenen Annahmen ergibt.

Langfristig beeinflussbar ist die Ent-
wicklung der Versorgungskosten ferner
durch die Verbeamtungspolitik. Zurück-
haltung bei der Verbeamtung und deren
Beschränkung auf die hoheitlich handeln-
den Teile der Landesverwaltung können
die künftigen Versorgungsausgaben des
Freistaates begrenzen. Dabei wird jedoch
auch die Verbeamtungspraxis von Bund
und Ländern im Hinblick auf ihre Auswir-
kungen auf den Freistaat Thüringen zu be-
rücksichtigen sein.

(Quelle: Thüringer Pensionsbericht der
Landesregierung vom 14. 11. 2012)

Ersten Thüringer Pensionsbericht vorgestellt
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Tabelle 1

Tabelle 2

Tabelle 3
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Erfurt (sw). Am 27. 11. 2012
fand die turnusmäßige Landesvor-
standssitzung der Senioren statt.
Dieter Johannes setzte die Mitglie-
der des Landesvorstandes über die
aktuelle gewerkschaftliche Lage im
Land sowie auf der Bundesebene in
Kenntnis.

Im Rahmen einer Tagung auf Landes-
ebene, an der die Ministerpräsidentin
Frau Lieberknecht teilnahm, wurde sicht-
bar, dass die Gleichberechtigung der Se-
niorinnen und Senioren noch lange nicht
gewährleistet ist. So ist die Mitwirkung auf
ehrenamtlicher Basis gern gesehen, aber
die Mitbestimmung bei Weitem nicht ge-
geben und auch nicht gewollt. In einem
Gesetzentwurf zu diesem Problemkreis
wurde auf Betreiben des Innenministeri-
ums genau dieser Teil gestrichen, sodass
der Gesetzentwurf nach Auffassung des
Seniorenvorstandes nicht das Papier wert
ist, auf das er geschrieben ist.

Durch den Landesseniorenvorstand
der GdP wird angestrebt, dass die Bezie-
hungen zu den zzt. bestehenden 34 Senio-
renvertretungen in Thüringen enger ge-
staltet werden, damit ein einheitlicheres
Einwirken auf die Politik erreicht werden
kann.

Auf einer Konferenz des Landesaus-
schusses Hessen/Thüringen des DGB
wurde das Problem der Altersarmut in
den Mittelpunkt gestellt. Herausgearbei-
tet wurde u. a., dass über 50% der im Ar-
beitsprozess Stehenden objektiv nicht in
der Lage ist, neben der gesetzlichen Al-
tersvorsorge eine private Vorsorge zu in-
stallieren. Die gesetzliche Altersvorsorge
gewährleistet aber nicht einmal die soge-
nannte Grundversorgung. Die Politik
kennt das Problem, redet und redet, aber
unternimmt nichts, um dem vorzubeugen,
nach dem Motto, nach uns die Sintflut.

Zu diesem gleichen Thema führt die
Frauengruppe Bund am 5. und 6. März
aus Anlass des Internationalen Frauenta-
ges eine Beratung durch. Das Land Thü-
ringen wird durch Erika Hermanns ver-
treten.

Im Weiteren wurde auf die Bundesar-
beitsgemeinschaft der Seniorenorganisa-
tionen (BAGSO) verwiesen, in der die
GdP vertreten ist und die einen reichen
Fundus zur Unterstützung der gewerk-
schaftlichen Arbeit darstellt.

Die Teilnehmer der Beratung brach-
ten ihren Unmut zum Ausdruck über die
gegenwärtige Praxis der Bearbeitung in
der Beihilfe und unterstützte die Be-
schwerde aus Nordthüringen. Es kann
nicht sein, dass ein Berechtigter bis

Gewerkschaftsübergreifende Arbeit beraten
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zu drei Monaten auf sein Geld warten
muss.

Darüber hinaus wurden die ersten vor-
bereitenden Maßnahmen für die Landes-
seniorenkonferenz 2013 beschlossen. Die
Konferenz wird auf Delegiertenbasis
durchgeführt und findet im September
2013 statt. Neben dem Bericht des Ar-
beitsgremiums der Senioren und die Aus-
sprache dazu wird sich die Konferenz
überwiegend mit Fortbildungsfragen be-
schäftigen. Ziel ist es dabei, einen festen
Stamm von Ansprechpartnern zu gewin-
nen, die in den Kreisgruppen tätig wer-
den und an die sich die Gewerkschafter
im Besonderen die Seniorinnen und Se-
nioren mit ihren Fragen wenden können.
Bis zum 31. 1. 2013 sollen dazu Themen-
vorschläge eingereicht werden.

In den Berichten der Kreisgruppen wur-
de eine positive Bilanz der Seniorenarbeit
sichtbar. Ziel ist es dabei, einen immer grö-
ßeren Kreis von Seniorinnen und Senioren
für die Seniorenarbeit zu gewinnen. Unter
Kritik wurde zum wiederholten Male ge-
stellt, dass das Innenministerium Thürin-
gen sein Versprechen, im Rahmen seiner
Fürsorgepflicht die aktiven Kolleginnen
und Kollegen auf den Ruhestand vorzube-
reiten, bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt
nicht nachgekommen ist. Das nennt man
kurz Verantwortungslosigkeit.

Saalfeld (sw). Am 14. November
2012 war wieder Stammtischzeit in
der Seniorengruppe. Begrüßt wer-
den konnte der Vertreter der Kreis-
gruppe, Koll. Jürgen Werner. Er
machte die Seniorinnen und Senio-
ren mit der aktuellen Lage im
Dienstbereich der Kreisgruppe
Saalfeld vertraut. Der Stand der
Umsetzung und die Wirkung der Po-
lizeistrukturreform (PSR) fand bei
den Anwesenden großes Interesse.

Die Darlegungen machten sichtbar,
dass die vom Land Thüringen prognosti-
zierten Verbesserungen der PSR in der
polizeilichen Wirksamkeit noch in keiner
Weise erreicht werden konnten und die

Ankündigung, mehr blau auf der Straße
zu bringen, sich zurzeit ins Gegenteil ver-
kehren. Die dienstlichen Verhältnisse
verschlechtern sich, sodass durch Ar-
beitsverdichtung und Unsicherheit der
Krankenstand in der Belegschaft zu-
nimmt. Die Zusammenlegung der Poli-
zeiinspektionen Saalfeld und Rudolstadt
hat nach Auffassung der Kreisgruppe bis-
her nicht zu mehr Präsenz durch zusätzli-
che Streifen geführt. Wer jetzt zur Nacht-
zeit zur Polizeistation Rudolstadt geht,
der muss vor der Tür warten, bis ein
Funkwagen kommt.

Die Gesamtumstände der Umsetzung
der Polizeistrukturreform im Zusam-
menhang mit der vorgezogenen Beurtei-
lungsrunde, dem Stellenbesetzungsver-
fahren und den Beförderungen, die in ei-
nigen Besoldungsgruppen durch Klagen

behindert werden, lassen die Motivation
der Beamten und Angestellten gegen
Null sinken. Die Seniorinnen und Senio-
ren zeigten sich besorgt über diese Ent-
wicklung.

Im Anschluss an diese Ausführungen
kam dann das Problem der Beihilfege-
währung in Thüringen zur Sprache. Be-
klagt wurde durch Pensionsempfänger
die lange Bearbeitungszeit von Beihilfe-
anträgen von bis zu einem Vierteljahr.
Einheitlich kam zum Ausdruck, dass es
nicht sein kann, dass das Land Thüringen
auf Kosten der Beihilfeempfänger seine
Finanzen saniert.

Zum Abschluss stand der Veranstal-
tungsplan für das Jahr 2013 zur Beratung,
wobei an den guten Erfahrungen ange-
knüpft werden konnte und das Spektrum
erweitert wurde.

Erfolge von PSR sind noch nicht zu sehen
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Willi: Guten Tag Klaus, was machst du
denn heut für ein Gesicht, und dann sitzt
du noch ohne Bier da?

Klaus: Ich überlege noch, ob ich mir
ein Bier leisten kann.

W.: Wie das, reicht denn deine Pen-
sion nicht mehr für ein Bier am
Stammtisch?

K.: Die Pension würde schon reichen,
auch wenn sie nicht so üppig ist, wie man
es sich wünscht.

W.: An was liegt es denn dann?
K.: Ich muss zurzeit den Landeshaus-

halt meines Heimatlandes Thüringen mit-
finanzieren.

W.: Du machst wohl Späße? Als ob das
Land Thüringen auf deine paar Euro
Pension angewiesen wäre.

K.: Dir dürfte noch in Erinnerung sein,
dass ich vor geraumer Zeit im Kranken-
haus war und operiert wurde. Du hast
mich ja noch besucht.

W.: Das ist mir wohl noch in Erinne-
rung, aber was hat das mit dem Bier und
dem Landeshaushalt zu tun? Das klinkt
ja fast wie Alzheimer.

K.: Werde mal nicht frech, mir ist nicht
zum Spaßen zumute.

W.: Na dann komm endlich mal auf
den Punkt.

K.: Die Operation, das Krankenhaus,
die Medikamente usw. kosten Geld, und
nicht zu wenig.

W.: Dafür bekommen wir ja die Beihil-
fe vom Land und den Rest sichern wir pri-
vat ab.

K.: Wenn man das so hört, sollte man
meinen, es ist alles in Butter.

W.: Ja, mir ist schon bekannt, dass da
auch der Beamtenschimmel auf der Bü-
rokratie reitet.

K.: Und das nicht zu knapp. Das be-
ginnt schon damit, dass du in die soge-
nannte Vorkasse gehen musst.

W.: Mag sein, du bekommst das Geld
ja wieder, zum Teil von der Beihilfe und
den Rest von deiner Versicherung.

K.: Und da sind wir beim Problem. Ich
warte seit fasst drei Monaten auf mein
Geld. Und ehe die Beihilfe nicht gezahlt
hat, zahlt auch die Zusatzversicherung
nicht.

W.: Das heißt, du hast alles beglichen,
die Krankenhauskosten, die Ärzte und
auch in der Apotheke, die will ja schließlich
auch Geld für die Medikamente haben.

K.: So ist es und nun stehe ich mit mei-
nem Konto tief in den roten Zahlen.

W.: Jetzt verstehe ich deine Bemer-
kung von vorhin, mit der Finanzierung
des Landeshaushaltes. Solange das Land
dir dein zustehendes Geld nicht zahlt, so-
lange kann es damit arbeiten und spart
Zins und Zinseszins.

K.: Das ist die eine Seite, dazu kommt,
ich muss für die Überziehung meines
Kontos auch noch Überziehungszinsen
zahlen, die mir am Ende keiner erstattet,
und das sind zurzeit satte 16,8%.

W.: Das Problem mit dem Land Thü-
ringen kann ich dir leider nicht klären, da
wirst du wohl eine ordentliche Beschwer-
de schreiben müssen. Damit du aber
nicht mit einer trockenen Kehle und ei-
nem großen Durst nach Hause gehen
musst, spendiere ich heut für einen guten
Kumpel das Bier.

Na dann Prost!!

Am Stammtisch belauscht
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Die Zahl der Studierenden an den 13
Thüringer Hochschulen hat sich im Win-
tersemester 2012/2013 nach ersten vor-
läufigen Ergebnissen des Thüringer Lan-
desamtes für Statistik gegenüber dem
Vorjahr geringfügig verringert. Im Win-
tersemester 2011/2012 waren insgesamt
53 668 Studierende ordentlich immatri-
kuliert, im Wintersemester 2012/2013
sind es 53 254 Personen.

Im Studienjahr 2012 (Sommersemes-
ter 2012 und Wintersemester 2012/2013)
haben 10 327 Personen erstmals ein Stu-
dium an einer Thüringer Hochschule auf-
genommen. Damit stieg die Zahl der Stu-
dienanfänger von 9487 Personen im Stu-
dienjahr 2003 um 8,9 Prozent (840 Perso-
nen).

Gut die Hälfte der ordentlich imma-
trikulierten Studierenden an den Thürin-
ger Hochschulen im Wintersemester
2012/2013 ist weiblich (48,4 Prozent).
Der Anteil der weiblichen Studierenden

blieb im Vergleich zum Wintersemester
2003/2004 relativ konstant (48,2 Pro-
zent).

An den Universitäten studieren im
Wintersemester 2012/2013 insgesamt 36
386 Personen, was einen Anteil von 68,3
Prozent an allen Studierenden ausmacht.
Im Wintersemester 2003/2004 betrug der
Anteil der Studierenden an Universitä-
ten mit 35 169 Personen 71,5 Prozent. Im
gleichen Zeitraum stieg der Anteil der
Studierenden an Fachhochschulen (ein-
schließlich der Verwaltungsfachhoch-
schule) von 26,9 Prozent im Winterseme-
ster 2003/2004 (13 225 Studierende) auf
30,1 Prozent im Wintersemester
2012/2013 (16 040 Personen).

Im Wintersemester 2012/2013 haben
von den insgesamt 53 254 Studierenden
nach vorläufigen Ergebnissen 30 600 Per-
sonen (57,5 Prozent) ihre Hochschulzu-
gangsberechtigung außerhalb Thürin-
gens erworben. Neun Jahre zuvor waren

es von 49 193 Studierenden 37,8 Prozent.
Insgesamt 4797 Studierende mit anderer
als deutscher Staatsangehörigkeit sind im
Wintersemester 2012/2013 an den Thü-
ringer Hochschulen eingeschrieben. Das
sind 2114 Personen (78,8 Prozent) mehr
als neun Jahre zuvor. Der Anteil der aus-
ländischen Studierenden an den Studie-
renden insgesamt beträgt im aktuellen
Wintersemester 9,0 Prozent (Anteil Win-
tersemester 2003/2004: 5,5 Prozent).

Mit der Umstellung auf Bachelor- und
Masterstudiengänge im Zuge der Bolo-
gna-Reform stieg der Anteil dieser Ab-
schlüsse jährlich kontinuierlich an. Von
den 53 254 Studierenden im Winterse-
mester 2012/2013 streben 39 681 einen
Bachelor- oder Masterabschluss an (74,5
Prozent). Im Wintersemester 2003/2004
waren es 3365 Studierende (6,8 Prozent).

Thüringen ist beliebter Hochschulstandort
KURZ BERICHTET
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… in Sachsen-Anhalt

Mit der Einführung der neuen Entgelt-
ordnung hat sich bei der Polizei in
Sachsen-Anhalt erst einmal nicht viel
geändert. Nach Inkrafttreten des Tarif-
vertrages der Länder (TdL) sind alle
Arbeiter und Angestellte in das neue
Recht übergeleitet worden.

Die circa 1000 Beschäftigten sind in
allen Bereichen der Polizei beschäftigt.
Dreiviertel von ihnen sind in den Ent-
geltgruppen unter EG 9 eingruppiert.
Die höheren Eingruppierungen sind
vorwiegend bei Spezialisten mit hoher
Qualifikation, in der Technik oder bei
Wissenschaftlern, z. B. im LKA zu
finden. Neueinstellungen von Tarifbe-
schäftigten gibt es bei der Polizei
Sachsen-Anhalt nur in seltenen Aus-
nahmefällen.

Der massive Stellenabbau in Sachsen-
Anhalt trifft besonders die Tarifbeschäf-
tigten, da in der Verwaltung überpropor-
tional Personal abgebaut werden soll.
Aus diesem Grund nehmen fast alle Be-
schäftigten, die die Möglichkeit haben,
die Angebote zur Altersteilzeit (ATZ)
an. Bitter ist dabei, dass Kollegen, die
gerne in ATZ gehen wollen, dies nicht
dürfen, weil der Dienstherr sie für unver-
zichtbar hält. Leider sieht der Finanzmi-
nister dies nicht so und hält am Stellenab-
bau fest.

Die GdP versucht die Kollegen mit Be-
ratungen und Fortbildungsmaßnahmen
zu unterstützen. In diesem Jahr wurden
zwei Tarifseminare durchgeführt und
Angebote zur Vergleichsberechnung ge-
macht, die auch vermehrt angenommen
wurden.

In seiner Sparwut hat das Land in den
letzten Jahren vom Mittel der „korrigie-
renden Herabgruppierung“ Gebrauch
gemacht und versucht dies auch weiter-
hin. Ein kleiner Erfolg ist hier das erfolg-
reiche Verfahren zur richtigen Eingrup-
pierung der IT-Systembetreuer vor eini-
ger Zeit.

Jens Hüttich

… in Thüringen

Seit 2006 ist der Tarifvertrag der Län-
der (TV-L) in Kraft. 2012 wurde der
TV-L durch eine neue Entgeltordnung
ergänzt. Diese hat für die vorhandenen
Beschäftigten noch wenig Auswirkun-
gen, da die bisherigen Eingruppierungen
fortgelten.

Die 817 Tarifbeschäftigten der Thürin-
ger Polizei sind zu knapp 75% in die Ent-
geltgruppen E 3 (150 Beschäftigte), E 4
(29) und E 5 (419) eingruppiert. 110 Be-
schäftigte in Entgeltgruppe E 6 und 44
Beschäftigte in E 9 komplettieren das
Feld fast. Nur in wenigen Ausnahmen
gibt es höhere Eingruppierungen für
Spezialisten des LKA. Die Zahlen ma-
chen deutlich, dass den Tarifbeschäftig-
ten auf dem Papier nur vorwiegend einfa-
che Tätigkeiten oder Tätigkeiten mit ge-
ringer Schwierigkeit zugeordnet sind.

Tatsächlich werden Tarifbeschäftigten
häufig auch schwierige Tätigkeiten über-
tragen, ohne das sich das in der Eingrup-
pierung wiederfindet oder gar zur He-
bung von Stellen im Haushalt führen
würde. Vorgesetzte werden immer wie-
der darauf hingewiesen, dass sie den Ta-
rifbeschäftigten nur Tätigkeiten übertra-
gen dürfen, die ihrer Eingruppierung ent-
sprechen. Tarifbeschäftigte übernehmen
immer wieder schwierige Aufgaben, oh-
ne den entsprechenden Lohn dafür ein-
zufordern, weil diese Tätigkeiten zum
Teil anspruchsvoll sind und Spaß ma-
chen. Bestes Beispiel dafür sind die
Sachbearbeiter Kosten/Wirtschaftsver-
waltung in den Polizeiinspektionen. Seit
2008 waren diese Tätigkeiten in den Or-
ganisations- und Dienstpostenplänen mit
einer E 6 ausgewiesen. In den neuen
ODP taucht diese Eingruppierung nicht
mehr auf, weil es das Innenministerium in
fünf Jahren nicht geschafft hat, entspre-
chende Stellen im Haushalt zu schaffen.

Die GdP bemüht sich seit Langem dar-
um, dass höherwertige Stellen für Tarif-
beschäftigte zur Verfügung gestellt und
die Beschäftigten dafür qualifiziert und
entsprechend bezahlt werden.

Edgar Große

… in Sachsen

Ein Jahr ist seit der Einführung der
Entgeltordnung vergangen, die Unter-
scheidung nach Arbeitern und Angestell-
ten gehört zumindest für die Eingruppie-
rung der neu einzustellenden Beschäftig-
ten der Vergangenheit an. Jetzt differen-
zieren wir leider mehr und mehr nach
Festeingestellten und „Gastarbeitern“.
Auch für einige der 353 befristet Beschäf-
tigten in der Polizei war bis zum Jahres-
wechsel noch die Möglichkeit einer
besseren Eingruppierung gegeben. Ein
weitaus bedeutsamer Schritt für diese
Mitarbeiter wäre die Übernahme in ein
unbefristetes Arbeitsverhältnis! Immer
wieder müssen wir Kollegen gehen
lassen, die sehr gute Arbeit geleistet ha-
ben.

Und die Zahl derer wird, betrachtet
man die Haushaltspläne der nächsten
Jahre, immer weniger. Aus den 353 Stel-
len werden im Haushalt 2013/2014 erst
273, dann 260. Der Löwenanteil wird in
den Entgeltgruppen 5 bis 8 eingespart.
Die zu erledigenden Aufgaben werden
aber nicht weniger. Von den derzeit 2295
Tarifbeschäftigten sind zirka 15 Prozent
in einem befristeten Beschäftigungsver-
hältnis. In den letzten Jahren haben wir
auf Grund der fortwährenden Personal-
suche für befristete Zeiträume feststellen
müssen, dass gutes Personal bei unseren
Rahmenbedingungen schwer zu finden
ist.

Der Altersdurchschnitt der verblei-
benden Beschäftigten lässt eine weitere
Arbeitsverdichtung kaum zu. Ein hoher
Anteil der Beschäftigten in den Entgelt-
gruppen 5 (709), 6 (420), 8 (178) und
9 (196) werden in den nächsten Jahren in
den Ruhestand gehen. Jetzt ist der rich-
tige Zeitpunkt, die Altersstruktur wieder
auf solide Füße zu stellen, gutes Personal
an die sächsische Polizei zu binden und
die Möglichkeiten der Entgeltordnung
für eine vernünftige Entlohnung zu
nutzen. Das erfordert engagiertes und
zukunftsorientiertes Handeln von der
Staatsregierung bis zum direkten Vorge-
setzten, um augenscheinliche Fehlent-
wicklungen zu korrigieren.

Jörg Günther

Eingruppierung der Tarifbeschäftigten …


